
Das Büro des Komitees für 
die Begutachtung der regie-
rungsamtlichen Arbeiten 
wird von General Thongtem 
Sangkhavani t  als General-
sekretär geleitet. •

27/X: Der frühere Außenmi-
nister Thanat Khoman  er-
klärt, daß Thailand seine Po-
litik gegenüber den USA re-
vidieren müsse: „Dies be-
deutet nicht, daß wir unsere 
engen Beziehungen mit den 
USA abbrechen sollten, aber 
wir müssen realistischer 
sein".

wird jedoch verschoben, um mehr Zeit für die 
Diskussion über die Verfassung zu geben.

Singapur

12/X: Präsident Benjamin Sheares  kündigt 
eine Änderung der Verfassung an, die ver-
hindern soll, daß Singapur mit einem anderen 
Land eine Föderation eingeht, ohne daß zwei 
Drittel der Bevölkerung in einem Volksent-
scheid einen derartigen Schritt befürwor-
ten.

28/X: Mehr als 4 000 Soldaten aus Australien, 
Neuseeland und Großbritannien beginnen ein 
großangelegtes Marinemanöver im Südchine-
sischen Meer, um die Koordination auf dem 
Gebiet der Verteidigung zwischen den betei-
ligten Staaten zu testen.

7/XII: Premierminister Lee Kuan YEW erklärt 
in London, daß er einen Verbleib amerikani-
scher Truppen in Thailand nach einem Frie-
densabkommen in Vietnam befürwortet. 
Wenn sich die USA aus Thailand und aus 
Vietnam zurückzögen, wäre er aufs „höchste 
beunruhigt".

Thailand

16/X: Erstmalig wird in Bangkok ein Anti-
korruptionsbüro eingerichtet, das befugt ist, 
die Bankauszüge der Kabinettsmitglieder zu 
überprüfen und „auf andere Art und Weise 
die Korruption in Thailand zu unterbinden".

1/XI: Ministerpräsident Thanom �.�,�7�7�,�.�$����

chorn  kritisiert vor der Presse in Bangkok 
den amerikanisch-nordvietnamesischen Ent-
wurf einer Vereinbarung über die Beendi-
gung des Krieges in Vietnam. Ein Waffen-
stillstand in Vietnam, erklärte er, müsse auch 
für Laos und Kambodscha gelten.

15/XI: Der regierende nationale Exekutivrat 
nimmt eine Interimsverfassung an, die noch 
vor Ende des Jahres bekannt gemacht wer-
den soll.

24/XI: Nach der englischsprachigen Tageszei-
tung „The Nation" erklärte der stellv. Vorsit-
zende des Nationalen Exekutivrates, Prapas 
�&�+�$�5�8�6�$�7�+�,�$�5�$����daß die von Chinesen er-
baute Straße durch Laos den Mekong-Fluß er-
reicht hat und mit dem Bau einer Brücke 
über den Fluß begonnen wird.

15/XII: Der König proklamiert die neue Inte-
rimsverfassung, die die Auflösung des 16köp- 
figen Nationalen Exekutivrates zugunsten 
eines Kabinetts unter einem Premier vorsieht. 
Außerdem soll eine Nationalversammlung, der 
200 Angehörige der Streitkräfte und 99 Zivili-
sten angehören sollen, benannt werden. Dem 
Ministerpräsidenten werden in Sicherheits-
fragen und Fragen des Schutzes der Staat* 
Struktur Sondervollmachten übertragen.

18/XII: Feldmarschall KITTIKACHORN wird vom 
König zum Ministerpräsidenten berufen und 
bildet ein Kabinett aus 27 Mitgliedern, des-
sen 12 wichtigste Portefeuilles Militärs über-
tragen sind. Das Kabinett gliedert sich in ein 



inneres Kabinett aus 11 Ministern und in ein 
äußeres Kabinett aus 16 Stellvertretenden Mi-
nistern sowie einem Sonderbeauftragten für 
die Verwaltung der Staatsuniversität.

28/XII: Prinz VAJIRALONGKORN, der einzige 
Sohn des Königspaares, wird formell als Kron-
prinz instituiert.

Nord-Vietnam

11/X: Die französische Botschaft in Hanoi 
wird durch einen amerikanischen Luftangriff 
zerstört, wobei fünf Botschaftsangehörige ge-
tötet und der Botschafter schwer verletzt 
wird. Präsident Pomp idou  nennt die Bombar-
dierung „einen bedauerlichen Akt". Botschaf-
ter Pierre Sosini  erliegt am 19. Oktober sei-
nen Verletzungen in Paris.

26/X: Die Regierung der Demokratischen Re-
publik Vietnams (DRV) veröffentlicht den In-
halt einer bei den Gesprächen mit den USA 
in Paris getroffenen Vereinbarung „über die 
Beendigung des Krieges und die Wiederher-
stellung des Friedens in Vietnam". Diese 
Vereinbarung sei nach Klärung einiger noch 
offener Fragen zwischen Präsident Nixon  
und Ministerpräsident Pham Van Dong  am 
22. Oktober fertiggestellt worden. Für die-
sen Tag hätten die USA die Einstellung 
der Luftangriffe auf Nord-Vietnam und die 
Aufhebung der Minensperren zugesagt, und 
am 31. Oktober hätte das Abkommen unter-
zeichnet werden sollen. Die amerikanische 
Regierung habe jedoch ihre Zusage nicht ein-
gehalten und am 23. Oktober unter Hinweis 
auf „Schwierigkeiten, auf die sie in Saigon 
gestoßen sei", neue Verhandlungen verlangt. 
Dadurch sei eine „äußerst ernste Situation" 
entstanden. Die Vereinbarung sieht im we-
sentlichen folgendes vor:

1. Die USA respektieren die Unabhängigkeit 
und Einheit Vietnams.

2. In Süd-Vietnam tritt ein Waffenstillstand 
in Kraft; die Kriegshandlungen gegen Nord- 
Vietnam werden beendet; binnen 60 Tagen 
ziehen alle amerikanischen Truppen aus Süd- 
Vietnam ab.

3. Parallel mit dem Truppenabzug erfolgt die 
Repatriierung der Kriegsgefangenen.

4. In Süd-Vietnam wird ein „Nationaler Rat 
der nationalen Versöhnung und Eintracht" ge-
bildet, dem Vertreter der Regierung in Sai-
gon, der Provisorischen Revolutionsregierung 
und neutraler Kräfte angehören.

5. Die Wiedervereinigung Vietnams wird 
schrittweise verwirklicht.

6. Es werden gemischte Kommissionen der 
beteiligten Parteien und eine internationale 
Uberwachungskommission gebildet; binnen 
30 Tagen wird eine internationale Vietnam- 
Konferenz einberufen.

7. Die Unabhängigkeit, die territoriale Inte-
grität und die Neutralität von Laos und Kam-
bodscha werden von allen Parteien respek-
tiert.

8. Die Vereinigten Staaten nehmen Beziehun-
gen zur Demokratischen Republik Vietnam 
auf und beteiligen sich an der Beseitigung 
der Kriegsschäden.

9. Das Abkommen tritt sofort in Kraft.

Süd-Vietnam

1/X: Der kanadische Delegierte der Interna-
tionalen Kontrollkommission, R. W. Jack -
son , macht Polen und Indien für den Fehl-
schlag der Kommission, das Waffenstillstands-
abkommen von 1954 zu kontrollieren, ver-
antwortlich. Er erklärt, daß wegen der offe-
nen Obstruktion dieser beiden Staaten die 
Kommission „für viele Jahre für alle Zwecke 
unbrauchbar gewesen sei".

2/X: Der Präsident der Republik Vietnam, 
Nguyen Van Thieu , schlägt in einer Botschaft 
an den Senat zweiseitige Verhandlungen zwi-
schen Süd- und Nord-Vietnam vor.

27/X: Das Abgeordnetenhaus der Republik 
Vietnam faßt eine Resolution, in der jede 
Koalitionsregierung mit den Kommunisten 
abgelehnt wird. Als Vorbedingung für einen 
Waffenstillstand wird in der Resolution der 
Abzug aller nordvietnamesischen Truppen 
aus Süd-Vietnam gefordert. Am 30. Oktober 
erklärt der südvietnamesische Außenminister 
Tran Van Lam  vor der Presse, Süd-Vietnam 
könne ein Friedensabkommen nur unterzeich-
nen, wenn Nord-Vietnam alle seine Truppen 
über die Demarkationslinie zurücknehme und 
sich beide Seiten über die Rolle einer interi-
mistischen Verwaltung einigten.

1/XI: Präsident Nguyen Van Thie u  nennt in 
einer Rundfunkansprache vier Bedingungen 
für einen Friedensschluß in Vietnam:

1. Die nordvietnamesischen Truppen müssen 
gleichzeitig mit den amerikanischen aus Süd- 
Vietnam abziehen.



2. Nord-Vietnam muß die Bestimmungen des 
Genfer Indochina-Abkommens einhalten und 
die Existenz von vier Staaten in Indochina 
anerkennen.

3. Die Pläne für eine „verschleierte Koaliti-
onsregierung" in Süd-Vietnam müssen aufge-
geben werden.

4. Für Süd-Vietnam muß ein politische Lö-
sung in zweiseitigen Verhandlungen zwi-
schen der Regierung und dem Vietcong aus-
gehandelt werden.

17/XI: Die An Quang-Buddhisten fordern Prä-
sident Thieu  auf, 300 buddhistische Mönche 
sowie einige tausend ihrer Anhänger zu ent-
lassen, die wegen Antikriegsdemonstrationen 
in Haft - sind. Sie fordern insbesondere die 
Freilassung von Truong Dinh Dzu, der seit 
1967 inhaftiert ist, nachdem er die Regierung 
aufforderte, mit den Vietcong Friedensver-
handlungen zu beginnen. Dzu hatte 1967 bei 
den allgemeinen Wahlen nach Thieu  die mei-
sten Stimmen auf sich vereinen können.

7/XII: Süd-Vietnam gibt offiziell die Aufnah-
me diplomatischer Beziehungen mit Israel auf 
Botschafterebene bekannt.

11/XII: Vizepräsident Tran Van Huong  for-
dert die „befreundeten Nationen" in Südost-
asien und insbesondere Japan zur Unterstüt-
zung in der Nachkriegsära auf. Neuseelands 
Premierminister Norman Kirk  kündigt in die-
sem Zusammenhang eine Hilfe in Höhe von 
10 Mio. neuseeländischer Dollar in den näch-
sten fünf Jahren für die kriegsgeschädigten 

| Länder in Südostasien an.

12/XII: Präsident Nguyen Van Thieu  schlägt 
in einer Rede vor beiden Häusern des Parla-
ments eine von allen beteiligten Parteien ver-
einbarte Waffenruhe für die Zeit von Weih-
nachten bis nach Jahresbeginn vor. Auch die 
Kriegsgefangenen sollten vor Weihnachten 
entlassen werden, amerikanische Kriegsge-
fangene sollten gegen nordvietnamesische 
Gefangene ausgetauscht werden. Während 
der Waffenruhe, erklärte Thieu  weiter, soll-
ten Konsultationen zwischen den beiden viet-
namesischen Regierungen und der Befrei-
ungsfront aufgenommen werden mit dem 
Ziel, eine Lösung zur Beendigung des Krieges 
zu finden. Thieu  weist erneut die von Nord- 
Vietnam am 26. Oktober veröffentlichten 
neun Punkte zurück und wiederholt die For-
derung nach einem vollständigen Abzug der 
nordvietnamesischen Truppen aus dem Sü-

den, ohne den eine Regelung nicht denkbar 
sei.

Vietnam-Krieg/Vietnam-Verhandlungen

5/X: Auf der 162. Sitzung der Pariser Viet-
nam-Konferenz fordert der amerikanische 
Chefdelegierte William J. Porter  erneut Ver-
handlungen über einen Waffenstillstand in 
ganz Indochina, während der Vertreter Süd- 
Vietnams, Nguyen Wuan Phong , die Gegen-
seite zu „echten Verhandlungen" mit der 
südvietnamesischen Regierung auffordert. 
Die Vertreter Nord-Vietnams und des Viet-
cong wiederholen demgegenüber die Forde-
rung nach dem Rücktritt, des südvietnamesi-
schen Präsidenten Nguyen Van Thieu  und 
den Abzug der amerikanischen Truppen. In 
der folgenden Sitzung am 12. Oktober bleiben 
die Standpunkte unverändert.

8/X: Nordvietnamesische und Vietcong-Trup- 
pen, die seit kurzem ihre militärische Aktivi-
tät um Saigon verstärkt haben, nähern sich 
der Hauptstadt an einer Stelle bis auf 15 km. 
Die US-Luftwaffe fliegt massive Angriffe ge-
gen die feindlichen Stellungen.

8—12/X: Henry A. Kis si nger  und Le Duc 
Tho  treffen in Paris zu vertraulichen Gesprä-
chen zusammen.

19—23/X: Henry A. Kiss inge r  führt in Sai-
gon Verhandlungen mit dem Präsidenten 
Nguyen Van Thie u , wobei er bemüht ist, des-
sen Zustimmung zu den Vereinbarungen zu 
erhalten, die er in der Vorwoche in Paris mit 
Le Duc Tho  erzielte. Am 24. Oktober erklärt 
Nguyen Van Thie u  in einer Rundfunk- und 
Fernsehansprache, Süd-Vietnam könne weder 
eine Koalitionsregierung zusammen mit den 
Kommunisten noch einen Waffenstillstand 
akzeptieren, der nicht international über-
wacht werde. Der Konflikt könne seiner An-
sicht nach nur durch zweiseitige Verhandlun-
gen zwischen Süd- und Nord-Vietnam sowie 
zwischen der südvietnamesischen Regierung 
und dem Vietcong gelöst werden.

26/X: In der 164. Sitzung der Pariser Viet-
nam-Konferenz nimmt der Chefdelegierte 
Nord-Vietnams, Xuan Thuy , auf die am Mor-
gen erfolgte Veröffentlichung des Entwurfs 
einer Vereinbarung zur Beendigung des Viet-
namkrieges Bezug und beschuldigte die USA, 
durch die Verzögerung der Unterzeichnung 
die Wiederherstellung des Friedens zu sabo-
tieren. Er fordert die USA auf, zu ihrem ge-



gebenen Wort zu stehen. Auch die Chefdele-
gierte des Vietcong, Frau Nguyen Thi BINH, 
kritisierte die amerikanische Verzögerungs-
taktik und bezeichnet Nguyen Van Thieu  als 
das Haupthindernis für den Frieden. William 
J. Porter  protestiert gegen den Bruch der 
Vertraulichkeit, den Nordvietnam mit der 
Veröffentlichung des Abkommensentwurfs 
begangen habe, und lehnt weitere Erklärun-
gen ab.

27/X: Die US-Luftwaffe stellt die Bombenan-
griffe jenseits des 20. Breitengrades ein. Das 
restliche Gebiet Nord-Vietnams bleibt weiter-
hin Ziel intensiver Lufteinsätze.

1/XI: Die heftigen Angriffe kommunistischer 
Kräfte gegen Stellungen südvietnamesischer 
Regierungstruppen halten an. Besonders das 
zentrale Hochland und der Raum um Saigon 
sind Schauplatz von Kämpfen. Die USA in-
tensivieren in der ersten Hälfte des Monats 
November beträchtlich ihre Lieferungen von 
Kriegsmaterial an Süd-Vietnam.

2/XI: In der 165. Sitzung der Pariser Viet-
nam-Konferenz fordert William J. Porter  die 
Gegenseite auf, über die „Mißverständnisse", 
die hinsichtlich der Vereinbarung zur Beendi-
gung des Vietnam-Krieges noch bestünden, 
zügig und freimütig zu verhandeln. Der Ver-
treter Süd-Vietnams verlangt von Nord-Viet-
nam eine Klarstellung darüber, wie es sich 
die Garantie eines Waffenstillstands vorstellt, 
welche Rolle die in Süd-Vietnam, Laos und 
Kambodscha operierenden 14 nordvietnamesi-
schen Divisionen künftig spielen sollen und 
ob Nord-Vietnam die entmilitarisierte Zone 
am 17. Breitengrad anerkennt. Dagegen for-
dern die Vertreter Nord-Vietnams und des 
Vietcong die sofortige Unterzeichnung des 
Abkommens über die Beendigung des Krie-
ges.

20-25/XI: Sicherheitsberater Henry A. Kis -
singer  und Le Duc Tho  treffen zu einer neu-
en Runde von vertraulichen Gesprächen zu-
sammen, in denen versucht wird, die nach 
den Verhandlungen im Oktober offenen Fra-
gen zu lösen. Weitere Gespräche finden in 
der Zeit vom 4. bis 13. Dezember statt.

18/XII: Die USA dehnen ihre Luftangriffe auf 
nordvietnamesisches Gebiet nördlich des 
20. Breitengrades aus und unternehmen dort 
die schwersten Bombenangriffe seit Kriegsbe- 
ginn. Dabei werden tausende von Zivilisten 
getötet oder verletzt und große Teile der 
Städte Hanoi und Haiphong zerstört. Eine 

Anzahl von Bombern des Typs B-52 wird von 
der nordvietnamesischen Luftabwehr abge-
schossen. Am 30. Dezember werden die Luft-
angriffe wieder auf das Gebiet südlich des 
20. Breitengrades beschränkt.

21/XII: In der 171. Sitzung der Pariser Viet-
nam-Konferenz verlesen die Vertreter Nord- 
Vietnams und des Vietcong Erklärungen, in 
denen sie den amerikanischen Bombenterror 
gegen besiedelte Gebiete Nord-Vietnams ver-
urteilen. Sie beschuldigen die USA, die Ver-
handlungen durch „absurde Forderungen" in 
eine Sackgasse getrieben zu haben. Nach die-
sen Erklärungen verlassen beide Delegatio-
nen den Sitzungssaal. Auch die zunächst fort-
gesetzten amerikanisch-nordvietnamesischen 
Expertengespräche werden am 23. Dezember 
von nordvietnamesischer Seite abgebro-
chen.

30/XII: Präsident R. Nixon  ordnet die Einstel-
lung der Bombenangriffe der US-Luftstreit-
kräfte gegen alle Ziele nördlich des 20. Brei-
tengrades an. Ziele zwischen dem 20. Breiten-
grad sowie in Südvietnam werden, abgese-
hen vom vereinbarten Waffenstillstand zu 
Weihnachten und Neujahr, weiterhin ange-
griffen.

2/1/73: Die am 23. 12. unterbrochenen Exper-
tengespräche zwischen den USA und Nord-
vietnam werden wieder aufgenommen und in 
den folgenden Tagen fortgesetzt. Am 4. 1. 
kommen die Unterhändler der vier Parteien 
zur 172. Sitzung der Vietnamkonferenz zusam-
men. Der Vertreter Nordvietnams, Nguyen  
Minh  Vy , fordert dabei, daß die USA ihre 
„Aggressions- und Kriegspolitik" einstellen 
und das ausgearbeitete Waffenstillstandsab-
kommen vom 26. Oktober (siehe dort) zu un-
terzeichnen. Der Chefdelegierte Südvietnams, 
Pham  Dang  Lam , fordert die Wiederaufnahme 
der Verhandlungen mit dem Ziel eines „ge-
rechten und angemessenen" Abkommens, 
während der Chefdelegierte der USA, Wil-
liam J. Porter , alle Parteien auffordert „in 
gegenseitiger Achtung vor dem Leiden und 
dem Heroismus der anderen Seite" eine echte 
Versöhnung anzustreben.

5/1: Das Verteidigungsministerium der USA 
gibt bekannt, daß 1972 insgesamt 299 US-SoI- 
daten in Vietnam gefallen sind, wobei es sich 
um die niedrigste Verlustzahl seit acht Jah-
ren handele. Seit dem 1. Januar 1961 sind in 
Südostasien 45 928 amerikanische Soldaten 
ums Leben gekommen; das verlustreichste 
Jahr war 1968 mit der Tet-Offensive. Südviet-



nam meldet für 1972 insgesamt 37 566 Tote. 
Nach Angaben aus Saigon verloren Nordviet-
nam und der Vietcong 1972 131 675 Mann. 
Nach einer amerikanischen Statistik sind seit 
1961 insgesamt 180 676 südvietnamesische so-
wie 921 350 Soldaten Nordvietnams und des 
Vietcong gefallen.

8/1: Henry A. Kiss inge r  und Le Duc Tho  tref-
fen zur Fortsetzung ihrer vertraulichen Ver-
handlungen in Paris zusammen. Sie verhan-
deln täglich bis zum 13. Januar und nach ins-
gesamt 35 Stunden der Verhandlungen, die 
von Kiss inger  als „sehr eingehend und sehr 
nützlich" bezeichnet werden, reist dieser zur 
Berichterstattung nach Washington. In der 
173. Sitzung der Vietnamkonferenz am 11. Ja-
nuar ergeben sich keine Veränderungen der 
gegenseitigen Standpunkte.

14/1: Präsident Nixon  ordnet die vollständige 
Einstellung aller Kriegshandlungen gegen 
Nordvietnam mit Wirkung vom 15. Januar an. 
Der Sprecher des Weißen Hauses, Ronald 
Ziegl er , erklärt dazu am nächsten Tag, daß es 
sich um eine einseitige Friedensgeste der USA 
„auf Grund des Fortschrittes bei den Verhand-
lungen zwischen Dr. Kissinger und Sonder-
berater Le  Duc  Tho " handle.

16/1: Die Gespräche zwischen amerikanischen 
und nordvietnamesischen Experten über Ein-
zelheiten der angestrebten Friedensregelung 
werden fortgesetzt und dauern in den folgen-
den Tagen an. Am 18. Januar tritt die Viet-
namkonferenz zu ihrer 174. Sitzung zusammen 
und wird ohne Festlegung eines neuen Ter-
mins vertagt.

18/1: General Alexander Haig , der Stellver-
treter von Sicherheitsberater H. Kis si nger , 
wird nach Kambodscha, Laos und Thailand 
entsandt, um die dortigen Regierungen über 
den Stand der Vietnamverhandlungen und 
die sie betreffenden Punkte der Vereinbarun-
gen zu unterrichten, wobei in allen Haupt-
städten der Wunsch geäußert wird, ein Waf-
fenstillstand in Vietnam möge eine rasche Be-
endigung des Indochinakrieges ermöglichen.

23/1: In Washington und Hanoi wird folgen-
des Kommunique veröffentlicht: „Heute, am 
23. Januar 1973 um 12.30 Uhr Pariser Zeit, 
wurde das Abkommen über die Beendigung 
des Krieges und die Wiederherstellung des 
Friedens in Vietnam von Dr. Henry Kissinger 
im Namen der USA und von Sonderberater 
Le Duc Tho im Namen der Demokratischen 

Republik Vietnam (DRV) paraphiert. Das Ab-
kommen wird von den Beteiligten der Pari-
ser Vietnamkonferenz am 27. Januar 1973 im 
internationalen Konferenzgebäude in Paris 
formell unterzeichnet werden. Der Waffen-
stillstand wird am 27. Januar um 24.00 Uhr 
Greenwich Mean Time in Kraft treten. Die 
USA und die DRV bringen die Hoffnung zum 
Ausdruck, daß dieses Abkommen einen stabi-
len Frieden in Vietnam garantieren und zur 
Erhaltung eines dauerhaften Friedens in Indo-
china und Südostasien führen wird."

27/1: In Paris wird das „Abkommen über die 
Beendigung des Krieges und die Wiederher-
stellung des Friedens in Vietnam", das „Pro-
tokoll über die Kriegsgefangenen" und das 
„Protokoll über die Kontroll- und Überwa-
chungskommission" durch die vier Vertrags-
parteien, vertreten durch die Außenminister, 
William P. Rogers  (USA), Tran  Van  (Repu-
blik Vietnam), Nguyen  Duy  Trinh  (DR Viet-
nam) und Frau Nguyen  Thi  Binh  (Vietcong) 
unterzeichnet. Die Unterzeichnung findet auf 
Wunsch Südvietnams derart statt, daß die De-
legationen der Regierung und. der proviso-
rischen Revolutionsregierung einander nicht 
begegnen und ihre Unterschriften nicht auf 
dem gleichen Blatt stehen.

Die getroffene Regelung sieht folgendes vor: 
Waffenstillstand in Vietnam mit Wirkung von 
24.00 Uhr GMT in der Nacht zum 28. Januar; 
Abzug aller amerikanischen und sonstiger ver-
bündeter Truppen innerhalb von 60 Tagen; 
Verbot der Verbringung von Truppen und 
Kriegsmaterial nach Südvietnam; Freilassung 
bzw. Austausch aller Kriegsgefangenen und 
Internierten; Anerkennung des Selbstbestim-
mungsrechts des südvietnamesischen Volkes; 
Bildung eines südvietnamesischen „National-
rats der nationalen Versöhnung und Ein-
tracht"; Einigung zwischen beiden südvietna-
mesischen Parteien über die „inneren Angele-
genheiten" Südvietnams innerhalb von 90 Ta-
gen; Abhaltung freien demokratischer und all-
gemeiner Wahlen in Südvietnam unter inter-
nationaler Überwachung; schrittweise Wieder-
vereinigung Vietnams mit friedlichen Mitteln; 
bis zur Wiederherstellung Respektierung der 
demilitarisierten Zone zwischen Nord- und 
Südvietnam und Bündnisfreiheit beider Teile 
Vietnams; Durchführung der Bestimmungen 
des Abkommens durch eine aus Vertretern der 
beiden südvietnamesischen Parteien bestehen-
de Militärkommission; Kontrolle und Über-
wachung durch eine aus Vertretern Kanadas, 
Ungarns, Polens und Indonesiens bestehende 



internationale Kommission; Einberufung einer 
internationalen Vietnamkonferenz innerhalb 
von 30 Tagen, zu der von den vier Parteien des 
Abkommens die VR China, Frankreich, die 
UdSSR, Großbritannien, die vier Staaten der 
internationalen Kontroll- und Überwachungs-
kommission sowie der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen eingeladen werden; Re-
spektierung der Unabhängigkeit, Einheit, terri-
torialen Integrität und Neutralität von Laos 
und Kambodscha sowie Abzug aller ausländi-
schen Truppen aus diesen Ländern; Zusage 
amerikanischer Hilfe für die Beseitigung der 
Kriegsschäden und den Wiederaufbau in der 
Demokratischen Republik Vietnam. (Das Ab-
kommen entspricht im wesentlichen dem am 
26. 10. 72 von Nordvietnam veröffentlichten 
Entwurf.)

28/1: Der im Pariser Abkommen vereinbarte 
Waffenstillstand tritt in Kraft. Trotzdem 
kommt es an zahlreichen Stellen des Landes 
weiterhin zu Kampfhandlungen, bei denen 
beide Seiten versuchen, weitere Dörfer zu er-
obern oder blockierte Straßen freizukämpfen. 
Lediglich die amerikanischen Streitkräfte stel-
len sofort alle Kampfhandlungen ein. Die 

Kampfhandlungen flauen zunächst ab, wobei 
sich beide Seiten beschuldigen, für die Ver-
letzung der Waffenruhe verantwortlich zu 
sein.

29/1: In Saigon konstituieren sich die Inter-
nationale Kontroll- und Überwachungskom-
mission, der Vertreter Kanadas, Ungarns, Po-
lens und Indonesiens angehören sowie die 
Vier-Parteien-Militärkommission aus Vertre-
tern der USA, der Regierung beider vietname-
sischer Staaten und des Vietcong. Nach ersten 
Behinderungen der Militärkommission durch 
administrative Formalitäten gegenüber den 
kommunistischen Delegationen treten beide 
Kommissionen am 31. Januar erstmals zu einer 
gemeinsamen Sitzung zusammen. Die Inter-
nationale Kontrollkommission erläßt am glei-
chen Tage einen Aufruf an die Parteien, das 
Waffenstillstandsabkommen einzuhalten.

Timor

23/XII: Portugal veröffentlicht ein Autono-
miegesetz für Timor (siehe unter „Portu-
gal").

IV. Ostasien,

Japan

9/X: Die Regierung legt einen Plan für die 
Verteidigungsausgaben in den Jahren 1972 
bis 1976 fest, der Ausgaben von 4 630 Milliar-
den Yen (ca. 48 Milliarden DM) vorsieht, was 
eine Steigerung von fast 100 °/o gegenüber 
dem bisherigen Fünf-Jahres-Plan bedeutet.

10/X: Außenminister Walter Scheel  führt bei 
einem Zwischenaufenthalt auf seiner Reise 
nach Peking in Tokio eine Unterredung mit 
seinem Amtskollegen Masayoshi Ohira . Bei-
de Seiten vereinbaren eine deutsch-japani-
sche Konsultation zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt im kommenden Jahr und betonen 
ihr beiderseitiges Interesse an künftigen Be-
ziehungen zwischen Japan und den Europä-
ischen Gemeinschaften.

17-18/X: Außenminister Masayoshi Ohira  
trifft in Washington zu Gesprächen mit Präsi-
dent Nixon  und Außenminister Rogers  zu-
sammen. Dabei stehen Handelsfragen im 
Vordergrund; es wird ferner vereinbart, 

weiterhin in enger Konsultation zusammenzu-
arbeiten.

19/X: Außenminister Ohira  erklärt in Wa-
shington, daß China sich nicht einer Fortset-
zung der wirtschaftlichen und kulturellen 
Verbindungen Japans mit Taiwan widersetzt. 
Außerdem stellt er fest, daß die Verpflichtun-
gen seiner Regierung bei der Verteidigung 
Taiwans und Okinawas im Rahmen des Si-
cherheitsvertrages mit den USA durch die ja-
panischen Beziehungen mit China nicht be-
rührt würden.

20/X: Das Kabinett nimmt ein Zusatzbudget 
in Höhe von 1 154,268 Mio Yen für das lau-
fende Finanzjahr an, das im März 1973 endet. 
Damit weist das Budget eine Steigerung von 
28,7 °/o gegenüber dem des Fiskaljahres 1971 
und eine von 5,6 °/o gegenüber dem gesamten 
Budget auf.

25/X: Außenminister Ohira  erklärt nach der 
Rückkehr aus Moskau, daß Japan auch wei-
terhin in direktem Kontakt mit der Sowjet-



union wegen der Regelung der Territorialfra-
ge bleiben werde. Die sowjetischen Führer 
seien an einem Friedensvertrag mit Japan 
ausgesprochen interessiert, zeigten sich je-
doch im Hinblick auf den japanischen An-
spruch auf fünf nördliche pazifische Inseln 
(Kurilen), die von den Sowjets seit dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges besetzt werden, 
weiterhin unnachgiebig.

28/X: Ministerpräsident Kakuei Tanaka  
nennt in einer Regierungserklärung vor dem 
Parlament die Liberalisierung des Handels 
und die Reduzierung der Zollsätze als dringli-
che Maßnahmen zum Abbau des Handels-
überschusses. Den asiatischen Entwicklungs-
ländern werde Japan mehr Wirtschaftshilfe 
zukommen lassen. In der Außenpolitik spricht 
er sich für enge und freundschaftliche Bezie-
hungen zu den USA aus. Von möglicherweise 
säkularer Bedeutung für Japan und als Mo-
dellversuch für die Industrienationen wichtig 
dürften aber Tanakas  Vorstellungen über eine 
völlige Umgestaltung der japanischen Inseln 
sein. Hierzu sagte er im Wesentlichen: „Auf 
der anderen Seite führte der Anstieg im Ein-
kommensstandard des Volkes zu Wünschen 
auf einem höheren und anspruchsvolleren Ni-
veau. Ganz besonders wurde damit der 
Wunsch nach einem ausgefüllteren Leben 
wach. Es ist deshalb äußerst wichtig, diesen 
Forderungen durch eine Wirtschaftspolitik zu 
entsprechen, die die Ergebnisse des Wachs-
tums verwertet und die Früchte des wirt-
schaftlichen Wachstums für' unsere nationale 
Wohlfahrt verfügbar macht. Von diesem Ge-
sichtspunkt aus steht die Aufgabe einer Um-
gestaltung der japanischen Inseln als politi-
sches Ziel unserer Innenpolitik ihrer Bedeu-
tung nach an erster Stelle. Durch eine drasti-
sche Umleitung des Sturzbaches der Bevölke-
rungskonzentration in den Großstädten, die 
unsere wirtschaftliche Entwicklung seit der 
Meiji-Zeit in den letzten hundert Jahren un-
terstützt hat, müssen wir eine ausgeglichene 
Nutzung des Bodens fördern. Damit sollen die 
kraftvollen Energien unserer Nation und un-
serer Wirtschaft in allen Gegenden der japa-
nischen Inseln auf wirksame Weise neu ver-
teilt werden. Die Regierung wird ein auf die 
ganze Nation verteiltes Umsiedlungspro-
gramm der Industrie positiv unterstützen, die 
Verkehrs- und Informationsnetze der Nation 
konsolidieren, die existierenden städtischen 
Funktionen sowie die Lebensumwelt der Städ-
te verbessern und parallel dazu den Aufbau 
von attraktiven Provinzstädten fördern. Der 
Wandel im Fluß des Wirtschaftsmaterials und 

der Arbeitskräfte wird zu einem substantiel-
len Anstieg des Bodenangebotes führen. Auf 
diese Weise werden wir mit Unterstützung 
durch das kürzlich verabschiedete Programm 
zur nationalen Bodennutzung, durch ein revi-
diertes Steuersystem und durch andere Maß-
nahmen rasche Fortschritte in Richtung auf 
eine Lösung des Bodenproblems machen. Im 
Hinblick auf das Problem der Umweltver-
schmutzung wird es möglich sein, gefährliche 
Verschmutzungen auszuschalten und dabei 
das wirtschaftliche Wachstum nicht zu unter-
brechen. Dazu sollten wir in einer positiven 
Haltung verschiedene Maßnahmen ergreifen, 
zum Beispiel die Verabschiedung eines soge-
nannten .Fabrikgesetzes', das mit strikteren 
Bestimmungen ausgestattet ist, die Entwick-
lung einer Antiverschmutzungstechnologie 
und angemessene Umsiedlungen von Indu-
strieanlagen. Wir werden auch die Errich-
tung eines Entschädigungssystems für die Op-
fer der Umweltverschmutzung fordern. Die 
Stabilisierung der Preise, insbesondere der 
Verbraucherpreise, ist eine notwendige und 
unersetzliche Bedingung für die Verbesserung 
des Lebensstandards des Volkes. In Überein-
stimmung damit haben wir stets verschiedene 
Maßnahmen zur Strukturverbesserung in den 
Sektoren mit geringer Produktivität getroffen, 
etwa in den Klein- und Mittelbetrieben und in 
den Dienstleistungsindustrien."

29/X: Außenminister Ohira  erklärt, daß Ja-
pan nicht beabsichtigt, die Beziehungen zu 
Nordkorea zu normalisieren. Er führt aus, 
daß es für Japan wesentlich besser sei, die 
kulturellen und wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen beiden Staaten zu fördern, während 
Nord- und Südkorea Gespräche über die 
Wiedervereinigung der geteilten Nation füh-
ren.

13/XI: Kaiser Hirohito  löst auf Vorschlag 
von Ministerpräsident Kakuei Tanaka  das 
Unterhaus auf. Neuwahlen werden für den 
10. Dezember angesetzt.

28/XI: Der Botschafter der Republik China in 
Japan, Peng  Meng-chi, reist von Tokio nach 
Taipeh ab, womit 20 Jahre der diplomati-
schen Beziehungen zwischen Japan und Tai-
wan beendet werden.

10/XII: Bei den Parlamentswahlen ergibt sich 
folgende Verteilung der Sitze im Unterhaus 
(in Klammern die bisherige Sitzverteilung): 
Liberaldemokratische Partei 271 (297), Sozia-
listische Partei 118 (81), Kommunistische Par-
tei 38 (14), Komeito 29 (47), Demokratische 



Sozialistische Partei 19 (29), Splitterparteien 2 
(—), Unabhängige 14 (3).

22/XII: Ministerpräsident Kakuei Tanak a  
gibt die Zusammensetzung der neuen Regie-
rung bekannt. Ihr gehören u. a. an: Masayos-
hi Ohira  als Außenminister, Kiichi Aichi  als 
Finanzminister, Yasuhiro Nakasone  als Au-
ßenhandels- und Industrieminister und Keiki- 
chi Masu hara  als Staatsminister und Gene-
raldirektor des Amts für Verteidigung.

Volksrepublik China

19/IX-19/XII: Die XXVII. Session der UN- 
Vollversammlung bietet den Vertretern Pe-
kings Gelegenheit, grundsätzliche Positionen 
ihrer Außenpolitik u. a. auch zur Korea-Frage 
und in der Auseinandersetzung mit der 
UdSSR über Abrüstungsthemen darzulegen 
(siehe unter „Vereinte Nationen“).

1/X: Die Volksrepublik China feiert den 
23. Jahrestag ihrer Staatsgründung. In einem 
zu diesem Anlaß publiziertem Jubiläumsarti-
kel in der Jen-min Jih-pao (Volkszeitung) 
werden besonders die Erfolge Chinas in der 
Außenpolitik im vergangenen Jahr gewür-
digt. Als größte Triumphe werden die Auf-
nahme Pekings in die Vereinten Nationen so-
wie die Verständigung mit den USA und Ja-
pan gefeiert. Als Hauptgefahren werden nach 
wie vor der „USA-Imperialismus" und der 
„sowjetische Revisionismus" hingestellt.

10-14/X: Außenminister Scheel  in Peking 
(siehe unter „Bundesrepublik Deutschland“).

14/X: Einem Kommunique zufolge werden 
mit den Malediven diplomatische Beziehun-
gen aufgenommen. Das Kommunique enthält 
die übliche Taiwanformel, mit der die Male-
diven den chinesischen Alleinvertretungsan-
spruch anerkennen.

29/X-l/XI: Außenminister Alec Dougla s -Home  
in Peking (siehe unter „Großbritannien“).

2/XI: Der sich zu einem offiziellen Besuch in 
China aufhaltende österreichische Außenhan-
delsminister Joseph Staribacher  unterzeich-
net mit Außenhandelsminister Pai  Hsiang-kuo 
einen ersten offiziellen Handelsvertrag zwi-
schen beiden Staaten.

6/XI: Die Volksrepublik China vereinbart mit 
Madagaskar anläßlich des Besuchs von Au-
ßenminister Didier Ratsi raka  in Peking die 

Aufnahme diplomatischer Beziehungen. Bis 
zum Frühjahr des gleichen Jahres hatte Ma-
dagaskar Beziehungen zur Republik China 
unterhalten.

6/XI: Die Volksrepublik China protestiert ge-
gen einen am 2. November von der Sowjet-
union durchgeführten unterirdischen Atom-
versuch, der von der amerikanischen Atom-
energie-Kommission gemeldet wurde. China 
stellt das sowjetische Bemühen in den Ver-
einten Nationen um nukleare Abrüstung und 
einen Teststop als „doppelzüngig" hin, da die 
UdSSR im Jahre 1972 durchschnittlich jeden 
Monat einen unterirdischen Atomversuch un-
ternommen habe.

11/XI: Premierminister Chou  En-lai äußert 
sich in einem Gespräch mit skandinavischen 
Journalisten zum ersten Male zum Grundver-
trag zwischen der Bundesrepublik und der 
DDR. Dabei erklärt er, daß es nicht möglich 
sei, „dem deutschen Volk eines Tages die 
Verwirklichung der Wiedervereinigung zu 
verwehren". Vielleicht könne man sagen, er-
klärt er, daß durch den Grundvertrag „die 
Beziehungen der beiden deutschen Staaten 
um einen Schritt vorangekommen sind. Aber 
ich glaube, daß beide Seiten gewisse Zuge-
ständnisse gemacht haben".

14/XI: Peking lehnt in einer Note an Mexiko 
den Beitritt zum Vertrag von Tlatelolco ab 
(siehe unter „Mexiko").

16/XI: Die Volksrepublik China vereinbart 
mit Luxemburg als letztem der EWG-Staaten 
die Aufnahme der diplomatischen Beziehun-
gen. Dem Kommunique zufolge anerkennt 
Luxemburg die Regierung der VR China als 
„einzige rechtmäßige Regierung Chinas".

17-20/XI: Der stellv. Außenminister und 
Chefdelegierte bei den Vereinten Nationen, 
Chiao  Kuan-hua, trifft zu einem offiziellem 
Besuch in Paris ein, wo er u. a. mit Außenmi-
nister Schumann  konferiert. Hauptgesprächs-
themen sind der Vietnamkonflikt sowie die 
Beziehungen zwischen China und Europa.

21/XI: Die Volksrepublik China und Jamaika 
vereinbaren die Aufnahme diplomatischer Be-
ziehungen. In einem Kommunique dazu aner-
kennt Jamaika die Regierung der VR China 
„als einzige legale Regierung Chinas". Jamai-
ka ist der siebte Staat in Lateinamerika mit 
Beziehungen zur Volksrepublik China (die 
anderen sind Kuba, Chile, Peru, Argentinien, 
Mexiko und Guyana).



24/XI: Die Volksrepublik China nimmt diplo-
matische Beziehungen zur Republik Zaire 
(Kongo-Kinshasa) auf, die gleichzeitig die Be-
ziehungen zur Republik China abbricht. Im 
Kommunique wird jedoch auf eine Erwäh-
nung des chinesischen Alleinvertretungsan-
spruchs verzichtet.

6/XII: Der chinesische Vertreter bei den Ver-
einten Nationen, Chen  Chu, unterstützt vor 
dem ersten Ausschuß der UNO-Vollversamm-
lung den bereits 1971 von der Ministerpräsi-
dentin Sri Lankas, Frau Bandar anai ke , ge-
machten Vorschlag, den Indischen Ozean zu 
einer „Zone des Friedens" zu erklären. Er ver-
weist dabei auf die Politik der „Supermäch-
te", die eine „Kanonenbootpolitik unter dem 
Aushängeschild der sogenannten Freiheit der 
Meere" betrieben und damit Hauptursache 
für die Bedrohung des Friedens und der Si-
cherheit im Indischen Ozean seien.

15/XII: In Peking wird der erste Handelsver-
trag mit der Bundesrepublik paraphiert. Der 
Vertrag hat gemäß den EWG-Bestimmungen 
eine Gültigkeit bis 1974, seine neun Paragra-
phen behandeln im wesentlichen die Meistbe-
günstigung des Handels, den Zahlungsver-
kehr und die Einsetzung einer gemischten 
Kommission. Zu West-Berlin heißt es, daß es 
„entsprechend der tatsächlichen Lage" in den 
Anwendungsbereich des Vertrages einbezo-
gen wird. Zur gleichen Zeit sendet das Aus-
wärtige Amt der BRD ein Schreiben an den 
Minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
Eppler , in dem es darum bat, Taiwan in Zu-
kunft keine neue Hilfe zu gewähren. Als Be-
gründung wird darauf hingewiesen, daß „die 
Regierung der Volksrepublik China auch uns 
gegenüber an ihrer bekannten Politik des Al-
leinvertretungsanspruches festzuhalten wün-
sche, und die deutsche Seite dazu keinerlei 
Vorbehalte geäußert hat".

16/XII: Mit 47 zu 8 Stimmen bei 20 Enthal-
tungen entscheidet der Haushaltsausschuß 
der Vollversammlung der Vereinten Natio-
nen, daß die Volksrepublik China die ca. 57 
Mio Dollar Beitragsschulden der Regierung 
der Republik China nicht übernehmen muß. 
Von Interesse ist in diesem Zusammenhang, 
daß gegen diesen Entschluß Brasilien sowie 
Länder des Sowjetblocks stimmten, während 
sich Großbritannien wie auch Frankreich der 
Stimmen enthielten. Die USA und Japan be-
fürworteten die Entschließung. 

»
21/XII: Nachdem noch in den Monaten zuvor 
Berichte über einen sino-sowjetischen Grenz-

zwischenfall aus dem Jahre 1971 von China 
wie der Sowjetunion dementiert worden wa-
ren, bestätigt die „Kachstanskaja Prawda" 
in einem Artikel über die Grenztruppen, daß 
im Herbst 1971 bei einem Zusammenstoß mit 
China ein sowjetischer Soldat erschossen und 
zwei andere verletzt worden seien.

29/XII: Die Volksrepublik China und Daho-
mey vereinbaren die Wiederaufnahme diplo-
matischer Beziehungen.

Republik China (Taiwan)

10/X: Bei einer Massenveranstaltung in Tai-
peh anläßlich des Jahrestages der Gründung 
der Republik China, an der über 200 000 
Menschen teilnahmen, fällt auf, daß Präsident 
Chiang  Kai-shek zum ersten Male nicht an-
wesend ist.

21/X: Mehr als 1 000 Überseechinesen, die 
nach Taipeh gekommen waren, um den Tag 
der Auslandchinesen zu begehen, erklären 
ihre Unterstützung für die Regierung in ih-
rem Kampf gegen den Kommunismus. Präsi-
dent Chiang  Kai-shek fordert in einer Bot-
schaft die Überseechinesen auf, „die kommu-
nistischen Waren zu boykottieren und den 
wirtschaftlichen Krieg gegen chinesische 
Kommunisten auszudehnen".

23/XII: Ca. 60 Prozent der ungefähr 7,5 Mil-
lionen Wahlberechtigten nehmen an den Er-
gänzungswahlen zur Nationalversammlung, 
den ersten Parlamentswahlen seit 1949, teil. 
Insgesamt waren 293 Kandidaten für die 36 
freien Sitze im Legislativ-Yüan und die 53 
Sitze in der Nationalversammlung aufgestellt, 
von denen die regierende Kuomintang-Partei 
43 erhält.

26/XII: Offizielle Vertreter zweier halbpriva-
ter Organisationen in Japan und Taiwan un-
terzeichnen ein Abkommen, das die Fortset-
zung offizieller Beziehungen erlaubt. Entspre-
chend diesem Abkommen wird die japanische 
„Japan-Taiwan Interchange Association"'und 
die taiwanesische „East Asia Relations Asso-
ciation" Fragen des Handels sowie Visa- 
Angelegenheiten behandeln.

Nordkorea

22-25/XII: Der Außenminister der Volksre-
publik China, Chi  Peng-fei, hält sich zu einem 
Besuch in der Demokratischen Volksrepublik 
Korea auf. Beide Seiten verpflichten sich zur 



Erweiterung der bilateralen Zusammenarbeit 
und bekunden ihre Entschlossenheit, die Völ-
ker Vietnams, Kambodschas und Laos in ih-
rem Kampf gegen die Aggression der Verei-
nigten Staaten zu unterstützen.

28/XII: Die Oberste Volksversammlung der 
Demokratischen Volksrepublik Korea nimmt 
eine neue Verfassung an, die den wirtschaft-
lichen und sozialen Veränderungen seit 1948 
Rechnung trägt und aus der alten Verfassung 
alle Passagen nicht übernimmt, die Wieder-
vereinigungsbemühungen erschweren könn-
ten. Sie wählt den bisherigen Ministerpräsi-
dent Kim II Sung zum Staatspräsidenten. Mi-
nisterpräsident wird Kim II, das Amt des 
Außenministers behält Ho Dam.

Innerkoreanische Beziehungen

12/X: Der gemeinsame Koordinierungsaus-
schuß Nord- und Süd-Koreas tritt in Panmun- 
jon zu seiner ersten Sitzung zusammen. In ei-
nem Kommunique betonen beide Seiten, daß 
sie ihre Vereinbarung über die Aussöhnung 
und Wiedervereinigung beider Landesteile 
einhalten wollen.

2-4/XI: Die Republik Korea und die Demo-
kratische Volksrepublik Korea vereinbaren 
ein Abkommen, das die Aufgaben und die 
Zusammensetzung des aufgrund des Überein-
kommens vom 4. Juli gebildeten Koordinie-
rungsausschusses Nord-Süd regelt. Darin ist 
vorgesehen, daß der Ausschuß u. a. Fragen 
der Realisierung der Unabhängigkeit und 
friedlichen Wiedervereinigung, der Entspan-
nung zwischen Norden und Süden sowie des 
politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und 
sozialen Austauschs diskutieren und be-
schließen soll. Der Koordinationsausschuß 
soll wechselweise in Pjöngjang und Seoul 
tagen. Ferner soll ein Exekutivrat eingesetzt 
werden, der einmal monatlich zusammentre-
ten soll.

22/X: Vertreter der Rotkreuz-Gesellschaften 
Nord- und Südkoreas vereinbaren bei ihrer 
vierten Gesprächsrunde in Seoul die Errich-
tung eines Büros in Panmunjon zur Lösung 
der Probleme getrennter Familien.

Südkorea

19/IX-19/XII: Die XXVII. Session der UN- 
Vollversammlung behandelt u. a. die Korea- 
Frage (siehe unter „Vereinte Nationen“).

17/X: Staatspräsident Park  Chung Hee ver-
hängt durch einen Erlaß über die gesamte 
Republik Korea das Kriegsrecht für die Dauer 
von drei Monaten. Er ordnet die Auflösung 
des Parlaments an und setzt Teile der Verfas-
sung außer Kraft. Wie es in dem Erlaß heißt, 
sollen diese Maßnahmen der Reform des Ver-
fassungssystems im Hinblick auf die Wie-
dervereinigung mit Nord-Korea dienen.

23/X: Ein außerordentlicher Staatsrat, beste-
hend aus Kabinettsmitgliedern und anderen 
führenden Politikern, übernimmt offiziell die 
Funktion der Nationalversammlung.

27/X: Präsident Park  Chung Hee legt eine 
neue Verfassung vor, über deren Annahme 
eine Volksabstimmung innerhalb eines Mo-
nats entscheiden soll. Sie sieht eine sechsjäh-
rige Amtszeit des Präsidenten vor, der von 
einem Wahlmännergremium gewählt werden 
soll, das aus je einem Delegierten für jede 
der 2 820 administrativen Einheiten besteht. 
Die Nationalversammlung soll ebenfalls auf 
sechs Jahre gewählt werden (bisher vier), ein 
Drittel ihrer Mitglieder soll von dem gleichen 
Gremium gewählt werden, während die ande-
ren zwei Drittel durch direkte und geheime 
Wahlen bestimmt werden sollen. Die Präam-
bel verpflichtet erstmals zu Bemühungen um 
eine friedliche Wiedervereinigung, zu 
deren Förderung eine „Nationale Wiederver-
einigungskonferenz" gebildet werden soll.

21/X: In einem Referendum stimmen 91 °/o der 
ca. 14 Millionen Stimmberechtigten für die 
Annahme der neuen Verfassung. Park Chung 
Hee erklärt nach der Wahl, daß er nunmehr 
seine Politik darauf konzentrieren werde, die 
Reformpolitik zu intensivieren.

13/XII: Die Regierung verfügt die Aufhebung 
des Kriegsrechts.

15/XII: Ca. 70 °/o der insgesamt 15,8 Millio-
nen Stimmberechtigten in Süd-Korea wählen 
von 5 837 Kandidaten das neue konstitutionel-
le Organ — die Nationale Konferenz für 
Wiedervereinigung —, deren 2 259 Delegierte 
den neuen Präsidenten für eine sechsjährige 
Periode bestimmen.

23/XII: Präsident Park  Chung Hee wird von 
der „Nationalen Konferenz für Wiederverei-
nigung" in seinem Amt bestätigt. Am 27. De-
zember tritt die neue Verfassung in Kraft, wo-
mit Süd-Korea zu einer verfassungsgemäßen 
Regierung zurückkehrt.



29/XII: Der außerordentliche Staatsrat nimmt 
zwei Gesetze über die Zulassung der politi-
schen Parteien und die Wahl von Parlaments-
mitgliedern an. Die Gesetze sehen für die Na-
tionalversammlung 219 Mitglieder vor, von 

denen 146 vom Volk gewählt werden sollen. 
Die restlichen 73 Mitglieder werden von der 
Nationalen Konferenz für Wiedervereinigung 
aus einer Empfehlungsliste von Präsident 
Park  Chung Hee gewählt.

Australien

13/XI: Der Führer der Labour Party, Gough 
Whitla m , kündigt im Hinblick auf die für den 
2. Dezember vorgesehenen Wahlen an, daß 
eine Labour-Regierung die VR China aner-
kennen und ihre Truppen aus Singapur abzie-
hen würde.

2/XII: Bei den Parlamentswahlen ergibt sich 
folgende Verteilung der Sitze im Repräsen-
tantenhaus (in Klammem die bisherige Sitz- 
Verteilung)? Labour Party 67 (59), Liberal 
Party 38 (46), Country Party 20 (20). Damit 
kommt die Labour Party nach 23 Jahren Op-
position wieder an die Regierung. Am 
5. Dezember übernimmt der Vorsitzende der 
Labour Party, Edward Gough Whitlam , das 
Amt des Premierministers. Vor der Presse 
gibt er am gleichen Tage eine Neuorientie-
rung der australischen Außenpolitik bekannt 
und kündigt u. a. die Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen zur VR China und die 
Überprüfung der australischen Mitgliedschaft 
in der Südostasienpakt-Organisation (SEATO) 
an.

11/XII: Der stellvertretende Premier- und 
Verteidigungsminister Lance Barnard  kün-
digt den Abzug der australischen Streitkräfte 
— 150 Militärberater — aus Süd-Vietnam in-
nerhalb von drei Monaten an.

18/XII: Die Labour Party wählt in einer Frak-
tionssitzung die Minister der neuen Regie-
rung. Das Amt des Außenministers über-
nimmt Premierminister Edward Gough Whit -
lam  selbst.

22/XII: Australien gibt die Anerkennung der 
Volksrepublik China und die gleichzeitige

V. OZEANIEN

Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit 
Peking bekannt. Gleichzeitig wird die Schlie-
ßung der australischen Botschaft auf Taiwan 
vor dem 25. Januar 1973 angekündigt.

27/XII: Verteidigungsminister Lance Bar -
nard  gibt den Beschluß der Regierung be-
kannt, jede Verteidigungshilfe an Süd-Viet-
nam einzustellen, nachdem bereits am 20. De-
zember alle Militärberater Vietnam verlassen 
haben.

28/XII: Die Regierung gibt die Aufhebung 
des Verbotes für australische Staatsbürger, 
nach Nord-Vietnam zu reisen, bekannt.

Neuseeland

25/XI: Bei den Parlamentswahlen ergibt sich 
folgende Verteilung der Sitze im Abgeordne-
tenhaus (in Klammern die bisherige Sitzver-
teilung): Labour Party 56 (40), National Party 
31 (44).

8/XII: Aufgrund der Wahlergebnisse über-
nimmt der Vorsitzende der Labour Party, 
Norman Kirk , das Amt des Premierministers. 
Bei der Vorstellung seines Kabinetts gibt er 
bekannt, daß er auch als Außenminister 
amtieren wird. Am 11. Dezember verkündet 
Kirk  in einer Rede die Abschaffung der Wehr-
pflicht und kündigt den sofortigen Abzug der 
neuseeländischen Militärausbilder aus der 
Republik Vietnam an.

22/XII: Neuseeland anerkennt die Volksrepu-
blik China und unterzeichnet ein Kommuni-
que über die Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen, in dem es u. a. den chinesischen An-
spruch auf Taiwan bestätigt.



AFRIKA
Auch für diesen geographi-
schen Großraum wurde we-
gen der Komplexheit seiner 
Gliederung eine spezielle 
Unterteilung für die im vor-
liegenden Heft behandelten 
Staaten entwickelt:

1. Allgemeiner Überblick

II. überregionale Ereignisse

III. Nordafrika (Ägypten, 
Algerien, Libyen, 
Marokko, Sudan, 
Tunesien)

IV. Westafrika (Dahomey, 
Ghana, Portugiesisch-
Guinea, Liberia, Nigeria, 
Obervolta, Senegal, 
Togo)

V. Ostafrika (Äthiopien, 
Kenia, Malawi, 
Madagaskar, Sambia, 
Somalia, Tansania, 
Uganda)

VI. Zentralafrika (Äquato-
rial-Guinea, Burundi, 
Rwanda, Tschad, Zaire)

VII. Südliches Afrika 
(Angola, Moqambique, 
Rhodesien, Republik 
Südafrika, Namibia)

I. Allgemeiner Überblick

Auch im IV. Quartal bleibt der afrikanische 
Kontinent von Erschütterungen nicht ver-
schont. Die Ausweisung der Asiaten aus Ugan-
da verschärft die Lage in Ostafrika. Wohl 
kann Uganda mit Tansania ein Friedensab-
kommen vereinbaren; doch sind bereits Aus-
wirkungen der rassistischen Vertreibungspo-
litik General Idi Amins  auf andere afrikani-
sche Staaten zu spüren. In Kenia, Zaire und 
Liberia drängen starke Kräfte immer mehr 
auf eine drastische Afrikanisierung der Wirt-
schaft, insbesondere des Handels.

Neben Rassenkonflikten scheinen nun auch 
religiöse Konflikte in Afrika stärker in den 
Vordergrund zu treten. 10 000 Zeugen Jeho-

vas werden aus Malawi vertrieben; Uganda 
weist katholische Missionare aus, und in 
Mogambique werden Presbyterianer verfolgt 
und verhaftet.

Ein weiteres bemerkenswertes Phänomen ist 
die Abkühlung der Beziehungen zwischen Is-
rael und einigen afrikanischen Staaten: Nach 
Uganda bricht der mit Israel lange befreunde-
te Tschad die diplomatischen Beziehungen zu 
Israel ab. Hinter diesen Bestrebungen steht 
der Druck der arabischen Staaten, insbeson-
dere Libyens, die anstelle Israels Entwick-
lungshilfe leisten. Inwieweit es Israel gelingt, 
seine Position in einigen afrikanischen Staa-
ten, wie z. B. Rwanda, zu verstärken, ist ab-
zuwarten.



II. berregionale Ereignisse

November: Der französische Staatspräsident 
Georges Pomp idou  besucht Obervolta und 
Togo (20-24/XI). Die ursprünglich geplante 
Visite in Dahomey wird wegen des dortigen 
Militärputsches verschoben. Alle drei Staaten 
sind mit Frankreich wirtschaftlich eng ver-
bunden. Die Reise Pompidous  hat auch für die 
anderen frankophonen afrikanischen Länder 
Bedeutung, denn der Präsident teilt mit, daß 
Frankreich den Staaten seines früheren Kolo-
nialreichs die Schulden und Zinszahlungen 
auf Anleihen vor der Zeit der Unabhängigheit 
in Höhe von rund 650 Millionen DM erlassen 
werde, um ihnen wirtschaftliche Erleichterun-
gen zu verschaffen. Die Reise Pompi dous  muß 
im Zusammenhang mit den verstärkten Eman-
zipationsbestrebungen der frankophonen afri-
kanischen Staaten gesehen werden, welche 
die Vorherrschaft Frankreichs über ihre 
Wirtschaft und Währung und damit über ihre 
Politik nicht mehr hinnehmen wollen (siehe 
auch unter „Frankreich").

Auf einer Konferenz der Finanzminister der 
Franc-Zone im November in Brazzaville 
stimmt Frankreich einer neuen Regelung zu, 
die den Afrikanern künftig größeres Mitspra- 
cherecht bei währungspolitischen Entschei-
dungen sichern soll. Die Franc-Zone umfaßt 
auf dem afrikanischen Kontinent außer Ma-
dagaskar noch 12 Staaten: Kamerun, Zentral-
afrikanische Republik, Tschad, Volksrepu-
blik Kongo, Dahomey, Gabun, Elfenbeinküste, 
Mali, Niger, Senegal, Obervolta und Togo. 
Dieser ursprünglich nach dem Krieg von 
Frankreich zur gegenseitigen Unterstützung 
und Abschirmung geschaffene Währungsbe-

reich des Franc hatte sich immer mehr von 
einer wirtschaftlichen Notgemeinschaft zu ei-
nem währungspolitischen Schutzgebiet Frank-
reichs entwickelt. Unter der Oberaufsicht der 
Bank von Frankreich, welche die Parität nach 
außen hin uneingeschränkt garantiert, haben 
diese Staaten im CFA-Franc eine gemeinsame 
Währung, die allerdings ausschließlich inner-
halb der Franc-Zone frei konvertierbar ist, 
für den Zahlungsverkehr nach außen indes-
sen in französische Francs umgewandelt wer-
den muß. Die Mitgliedstaaten sind verpflich-
tet, sämtliche im Außenhandel erwirtschafte-
ten Devisen bei der Bank von Frankreich in 
Paris zu hinterlegen. — Frankreich will nun 
in Zukunft seine afrikanischen Partner über 
einen Teil ihrer Devisenreserven frei verfü-
gen lassen. Mauretanien hat darüber hinaus 
den Austritt aus der Franc-Zone erklärt und 
die Bildung einer eigenen, von Paris nicht 
mehr abhängigen Landeswährung angekün-
digt (28/XI).

12-14/XII: Die Stabschefs von 18 arabischen 
Staaten treffen in Kairo zu Besprechungen 
über einen gemeinsamen Aktionsplan gegen-
über Israel zusammen. Die Gespräche werden 
zunächst überraschend ergebnislos abgebro-
chen, doch sorgt der ägyptische Präsident 
Anwar as-SADAT für die Fortsetzung. Man ei-
nigt sich darauf, eine gemeinsame Organisa-
tion für die Rüstungsproduktion zu gründen. 
Jeder arabische Staat soll 15 % seines Brutto-
sozialprodukts für die Rüstung ausgeben; bis 
jetzt verwenden die arabischen Länder zwi-
schen 1,5% und 23% ihres BSP für die Rü-
stung (Israel: 31 %).

Ägypten

Oktober: Ägypten fordert den Sudan auf, den 
Rest seiner am Suezkanal stationierten Trup-
pen abzuziehen. Im Zuge der sudanesischen 
Versöhnungspolitik mit Schwarzafrika ist es 
zu Verstimmungen zwischen dem Sudan und 
einigen arabischen Staaten gekommen. Der 
sudanesische Staatschef Jaaffar Mohammed 
al Numeiri  entläßt verschiedene ägypten-
freundliche Minister, weist den ägyptischen 
Rektor sowie Professoren der ägyptischen 
Universität in Khartum aus und läßt zwei 
ägyptische Staatsbetriebe schließen. Ende

III. Nordafrika

Oktober ruft Kairo einen Teil seiner seit 1969 
im Sudan stationierten Truppen ab.

15/X: Staatspräsident Anwar as-SADAT setzt 
sich in einer Rede für eine weitere Zusam-
menarbeit mit der Sowjetunion ein.

16-18/X: Ministerpräsident Aziz SIDKI be-
sucht Moskau, um erneut um sowjetische 
Waffenhilfe zu bitten. Er versucht u. a. das 
seit der Ausweisung der sowjetischen Militär-
berater gestörte Verhältnis zwischen den bei-
den Staaten zu verbessern.



22/X: Nach Berichten der BBC London soll 
gegen Staatspräsident Anwar as-SADAT am 
12/X wegen seiner zögernden Israel-Politik ein 
Staatsstreich geplant worden sein. 200 bis 300 
Offiziere wurden angeblich verhaftet. Kairo 
bezeichnet die ausländische Meldung als 
„übertrieben".

26/X: Präsident as-SADAT nimmt den Rück-
tritt des Stellvertretenden Ministerpräsiden-
ten, Kriegsministers und Oberbefehlshabers 
der Streitkräfte, General Mohammed Ahmed 
Sadek , an und ernennt zu seinem Nachfolger 
General Ahmed Ismail  Ali . Sadeks  Rücktritt 
war von Sadat  gefordert worden, nachdem 
Sadek  sich geweigert hatte, ein Kommando-
unternehmen mit Fallschirmjägern (Bildung 
eines Brückenkopfes auf dem Sinai zur Vor-
bereitung einer diplomatischen Offensive 
Kairos gegen Israel) durchzuführen, mit der 
Begründung, die Heimatfront sei auf solche 
Aktionen nicht vorbereitet; tatsächlich aber 
befand sich die Armee in nicht einsatzfähigem 
Zustand und verfügte nur noch über Munition 
für 3 Kampftage — ein Tatbestand, den Sadek  
der antisowjetischen Politik Sadats  (Auswei-
sung der Militärberater) zuschreibt. Offiziell 
wurde Sadeks  Rücktritt damit begründet, daß 
er nun den Oberbefehl über die Vereinigten 
Arabischen Streitkräfte im Kampf gegen 
Israel übernehme, was in der Folge auch ge-
schah.

7/XII: Sidki  gibt bekannt, daß die USA die 
von Ägypten erbetene Lieferung von Phan-
tom-Flugzeugen abgelehnt hätten.

10-12/XII: Das ägyptische Parlament übt 
Kritik an Sidkis  Regierungserklärung vom 
27/XI: die Kriegsvorbereitungen seien zu ge-
ring. Außerdem fordert die Volksversamm-
lung freundschaftliche Beziehungen zur 
UdSSR und fordert die Dreierföderation 
Ägypten/Syrien/Libyen zu Pressionen gegen 
die USA auf. Seit der Machtergreifung Ab-
del Nass ers  1954 ist das die härteste Kritik 
eines ägyptischen Parlaments an der Regie-
rung. Sie ist Symptom für die wachsende Un-
zufriedenheit bei breiten Bevölkerungsschich-
ten über den Zustand des „Weder Krieg noch 
Frieden". Sidki  sieht im Krieg die einzige 
Möglichkeit zur Lösung des Nahostkonflikts.

Algerien

5/XII: Der chilenische Präsident Salvador 
Allende  Gossens  trifft in Algier zu einem 
Staatsbesuch ein.

Libyen

21/X: Staatspräsident Omar Moammar Kha - 
dhafi  weist mehrere syrische Experten aus. 
Ursache dafür dürften die zurückhaltende 
Haltung Syriens gegenüber der Fusion Ägyp-
ten-Libyen und die enge Zusammenarbeit 
zwischen Syrien und Moskau sein, die KHA- 
DHAFi mißfällt.

29/X: Die Entführer einer deutschen Lufthan- 
sa-Maschine sowie die von ihnen befreiten 
Attentäter des Massakers von München lan-
den in Tripolis, wo die Geiseln freigelassen 
werden.

26-28/XI: Die Staatsoberhäupter der Repu-
blik Jemen und der Demokratischen VR Je-
men treffen in Tripolis zusammen, um auf 
Anregung Libyens über eine mögliche Verei-
nigung beider Staaten zu beraten.

28/XI: Das 400 Mann starke libysche Trup-
penkontingent, das von Khadhaf i zur Unter-
stützung General Idi Amins  im September 
nach Uganda geschickt worden war, kehrt 
nach Libyen zurück (siehe unter „Uganda“).

Marokko

17/X-7/XI: In Kenitra werden 220 Angehörige 
der marokkanischen Armee angeklagt. Sie 
werden beschuldigt, an dem Putsch gegen 
König Hass an  II. teilgenommen zu haben, 
nach dessen Scheitern sich General OUFKIR, 
den man für den Hauptinitiator hält, das Le-
ben genommen hatte. Nach Beendigung des 
Prozesses, in dem elf Todesurteile verhängt 
werden, ist immer noch nicht endgültig klar, 
wer an dem Putsch in der Absicht teilgenom-
men hatte, den König umzubringen. Es 
scheint, daß Oufki r  seine Leute bewußt bis 
zum Schluß getäuscht hat, um möglichst we-
nig Mitwisser zu haben. Von den 220 Ange-
klagten werden 42 schuldig, die übrigen wer-
den frei gesprochen.
November: Am 2/XI wird Ahmed Osm an , 
ein Schwager des Königs, zum Ministerpräsi-
denten ernannt und mit der Regierungsbil-
dung betraut. Nachdem die Bildung einer 
„nationalen Koalition" an der Weigerung der 
Oppositionsparteien, sich an der Regierung 
zu beteiligen, scheitert, bildet am 19/XI Os -
man  eine Regierung, die in den wesentli-
chen Ressorts unverändert bleibt.
9/XII: Bei Studentendemonstrationen werden 
80 Studenten und Professoren verletzt und 40 
Studenten durch die marokkanische Polizei 
festgenommen. Die Studenten hatten die Frei-



lassung von 48 politischen Gefangenen in 
Casablanca gefordert.

Sudan

Oktober: Die Streitigkeiten zwischen Ägyp-
ten und dem Sudan'Verschärfen sich, nach-
dem die ägyptische Regierung den Sudan 
aufgefordert hat, den Rest der am Suezkanal 
stationierten sudanesischen Truppen abzuzie-
hen (siehe unter „Ägypten“).

26/X: Der Sudan und die UdSSR wollen nach 
mehr als einjähriger Unterbrechung wieder 
Botschafter austauschen. Im Juli 1971 wa-
ren die Beziehungen zwischen beiden Staaten 
eingefroren worden, nachdem NUMEIRI der 

Sowjetunion vorgeworfen hatte, einen kom-
munistischen Umsturzversuch im Sudan un-
terstützt zu haben.

Tunesien

13-18/XII: Der libysche Staatschef Khadhaf i 
trifft zu Gesprächen mit Staatschef Habib 
Bourguib a  in Tunis zusammen, dem er einen 
Anschluß an Libyen vorschlägt, was dieser 
ablehnt.

17/XII: Tunesien und die DDR nehmen diplo-
matische Beziehungen auf und schließen 
mehrere Abkommen über Warenaustausch 
und kulturell-wissenschaftliche Zusammen-
arbeit.

Dahomey

26/X: Unter Führung von Major Mathieu KERE- 
Kou stürzt das Militär die Regierung. Der 
neue Präsident Kerekou , der auch das Ver- 
teidigungs- und das Planungsministerium lei-
ten wird, war schon einer der Haupturheber 
des Militärputsches, durch den General So- 
glo  1967 gestürzt worden war.

27/X: Kere kou  gibt die Bildung eines „Mili-
tärrates der Revolution" bekannt, der sich 
aus 12 jungen Offizieren und Unteroffizieren 
zusammensetzt.

Ghana

13/XII: Ghana und die DDR nehmen diplomati-
sche Beziehungen auf.

Portugiesisch-Guinea

12/X: Portugiesische Armee-Einheiten drin-
gen von Port. Guinea aus in den Senegal ein 
(siehe unter „Senegal").

16/X: Der Vertreter der Unabhängigkeitsbe-
wegung in Port. Guinea, Amilcar Cabral , 
erklärt vor den Mitgliedern des UN-Aus-
schusses für Entkolonialisierung, seine Bewe-
gung habe eine Nationalversammlung gebil-
det. Cabral s Partei kontrolliert nach eigenen 
Angaben zwei Drittel von Port. Guinea, wo 
ca. 30 000 portugiesische Soldaten stationiert 
sind.

Liberia

5/XI: Die liberianische Regierung kündigt für 
1973 die Entlassung von Tausenden ausländi-

IV. Westafrika

scher Arbeitskräfte an; Ziel der Maßnahme, 
die sich vorwiegend gegen die libanesische 
und asiatische Kolonie in Monrovia richtet, 
ist die „Liberialisierung" der Wirtschaft.

Nigeria

12-14/XI: Nigerianische Gastarbeiter werden 
in Äquatorialguinea erschossen (siehe unter 
„Äquatorialguinea“ ).

Obervolta

21/XI: Der französische Staatspräsident Pom -
pidou  besucht Obervolta (siehe unter „über-
regionale Ereignisse“ ).

Senegal

12/X: Portugiesische Panzer dringen von Port. 
Guinea aus auf senegalesisches Gebiet vor. 
Trotz sofortiger Entschuldigung Portugals 
ruft Präsident Leopold Sedar Senghor  die 
Vereinten Nationen an, da es sich nicht um 
die erste bewaffnete Aggression Portugals 
handele.

23/X: Der UN-Sicherheitsrat verurteilt Portu-
gal wegen militärischen Aktionen gegen se-
negalesisches Territorium.

Togo

22-24/XI: Der französische Staatspräsident 
Pomp idou  besucht Togo (siehe unter „über-
regionale Ereignisse“ ).



V. Ostafrika

Äthiopien

7-9/X: Der Präsident von Zaire, Mobutu  Sese  
Seko , trifft sich mit Kaiser Haile  Selas si e zu  
Gesprächen über die durch die ugandisch-
tansanischen Streitigkeiten (siehe unter 
„Uganda") gefährdete Lage in Ostafrika.

Kenia

16/X: Der ugandische Staatschef Idi Amin  
weist Asiaten mit kenianischen Pässen aus 
(siehe unter „Uganda").

12/XII: Anläßlich einer Feier zum 9. Jahres-
tag der Unabhängigkeit Kenias verkündet 
Präsident Yomo Kenyatt a , daß auch Kenia 
seine Wirtschaft „afrikanisieren" wolle. Al-
lerdings werde es keine Enteignungen geben. 
Seit der Ausweisung der Asiaten aus Uganda 
hatte Kenyatt a  die in seinem Land befindli-
chen Asiaten beruhigt, da er prinzipiell eine 
Politik der Gleichgewichts in seinem Land 
betreibt. Diese Gleichgewichtspolitik war je-
doch vom radikalen Flügel der Regierungs-
partei, „Kenya African National Union" 
(KANU), seit längerem kritisiert worden.

Malawi

Oktober/November: Mehr als 10 000 Zeugen 
Jehovas fliehen aus Malawi, wo sie verfolgt 
werden, nach Sambia und nach Mozambique. 
Etwa 60 Zeugen Jehovas sind getötet worden. 
Nachdem die Sekte — sie war vor ca. 30 
Jahren aus Amerika über Südafrika nach Ma-
lawi, Rhodesien und Sambia gekommen — 
vor sieben Jahren von Präsident Kamuzu Ha-
stings Banda  verboten worden war, aber ille-
gal weiterbestehen konnte, kam es nach der 
Jahresversammlung der „Malawi Congress 
Party" (MCP) vom 11. bis 16. 9. zur erneuten 
Verurteilung der Sekte und zu gewalttätigen 
Verfolgungen. Den Zeugen Jehovas wird vor-
nehmlich vorgeworfen, daß sie keine weltli-
che Oberhoheit anerkennen, sich weigern, 
politischen Parteien beizutreten und die Na-
tionalflagge zu grüßen.

Madagaskar

8/X: Die Militärregierung Gabriel RAMAN- 
antsoas  wird von der madegassischen Be-
völkerung für weitere fünf Jahre im Amt be-

stätigt (80,75 °/o Ja-Stimmen bei einer hohen 
Wahlbeteiligung der eingeschriebenen Wäh-
ler). Der Ausgang des Referendums bedeu-
tet gleichzeitig eine schwere Niederlage des 
entmachteten Präsidenten Philibert Tsiranan a , 
der nach den blutigen Mai-Unruhen die Regie-
rungsgeschäfte an Ramanantsoa  abgeben 
mußte.

Sambia

19/X: 9 Angehörige der oppositionellen „Ver-
einigten Volkpartei", die erst vor zwei Wo-
chen gegründet worden war, werden inhaf-
tiert, darunter auch der frühere Handelsmini-
ster Justin Chimba . Die Gründer der Partei 
sind Politiker, die erst vor wenigen Monaten 
aus dem Gefängnis entlassen worden sind. 
Sie waren verhaftet worden, als sie unter 
Führung des ehemaligen Vizepräsidenten Si-
mon Kapw epw e die „Vereinigte Progressive 
Partei" gegründet hatten. Diese Partei war im 
Februar von Präsident Kenneth Kaunda  für 
illegal erklärt worden; Kapw epw e befindet 
sich seitdem in Haft.

13/XII: Mit der kürzlich vom Parlament ge-
billigten Verfassungsänderung wird Sambia 
zum Einparteienstaat. Staatspartei ist allein 
die „United National Independence Party" 
(UNIP). Die einzige bisher zugelassene Oppo-
sitionspartei, „African National Congress" 
unter Harry Nkumbul a , hört damit auf zu 
bestehen.

Somalia

Anfang Oktober: Die somalische Regierung 
bietet ihre Vermittlung im Streit zwischen 
Uganda und Tansania an. Am 6/X wird in 
Mogadischu zwischen den Außenminstern 
der beiden betroffenen Staaten unter Vorsitz 
des somalischen Präsidenten Mohammed Siad 
Barre  ein Abkommen zur Beilegung des Kon-
flikts unterzeichnet (siehe unter „Tansania").

Tansania

6/X: In der somalischen Hauptstadt Mogadi-
schu wird ein Friedensabkommen zwischen 
den Außenministern von Tansania und Ugan-
da unterzeichnet. Im Laufe des September 
war es zu bewaffneten Streitigkeiten gekom-
men, als angeblich Anhänger des früheren 



ugandischen Präsidenten Milton Obote , der in 
Tansania Asyl gefunden hat, nach Uganda 
eingedrungen waren, um Amin  zu  stürzen

Das „Friedensabkommen" bestimmt, daß sich 
bis zum 19/X die Streitkräfte auf beiden Seiten 
der Grenze unter somalischer Überwachung je-
weils 10 km zurückziehen, daß beide Nachbarn 
ab sofort alle feindliche Propaganda einstellen 
und „subversiven Kräften" auf ihren Gebie- 

[ ten kein Asylrecht mehr bieten dürfen. Um
Vermittlung in dem Streit hatten sich neben 
Somalia auch der liberianische Präsident 
William Tolbert  und der Präsident von Zaire, 
Mobutu  Sese  Seko , bemüht.

10/X: Staatspräsident Julius Nyerere  trifft 
mit dem Präsidenten von Zaire, Mobutu , zu- 

. sammen, um die nach der Unterzeichnung
des Friedensabkommens erneut aufgetretenen 
Unstimmigkeiten zwischen Tansania und 
Uganda zu erörtern.

Uganda

6/X: Unter Vermittlung der somalischen Re-
gierung wird in Mogadischu/Somalia ein 
Friedensabkommen zwischen Tansania und 
Uganda unterzeichnet (siehe unter „Tan-
sania"). Aus Uganda zurückkehrende Euro-
päer berichten von Exekutionen. Nachdem 
die Zivilkommissare in den Distrikten abge-
löst sind, übt das Militär Justiz nach eigenem 
Ermessen aus.

9/X: Anläßlich der Feier zum 10. Jahrestag 
der Unabhängigkeit Ugandas beschuldigt 
Staatschef Idi Amin  die britische Regierung, 
für die Ereignisse in Uganda mitverantwort-
lich zu sein.

Mitte Oktober/Anfang November: Nach den 
Asiaten mit britischen Pässen, die bis zum 
8/XI Uganda verlassen haben müssen, weist 
Amin  nun auch die a. 2 000—3 000 

Aiaten mit kenianischen, tansanischen, rwan- 
dischen und sambischen Pässen aus (19/X). 
Am 8/XI läuft die Frist für die Ausweisung 
der ugandischen Asiaten ab. Zu diesem Zeit-
punkt haben ca. 45 000 Asiaten Uganda ver-
lassen. Etwa 28 000 werden von Großbritanni-
en aufgenommen, ca. 6000 von Kanada; Paki-
stan übernimmt 1000, Indien ca. 3000, die 
Vereinigten Staaten, 800, Österreich 1600, 
Schweden 500, Malta 400.

1160 Asiaten, die noch kein Asylland gefun-
den haben, werden in Transitlagern in Ugan-
da gesammelt, wo sie unter dem Schutz der 
Vereinten Nationen auf ihre Ausreise war-
ten.

13/XII: Uganda erkennt als erster ostafrikani-
scher Staat die DDR an.

18/XII: Amin  verkündet die „zweite Phase des 
Wirtschaftsbefreiungskrieges": alle Teeplan-
tagen (in britischem, aber auch in griechi-
schem Besitz) sowie acht große Industrieun-
ternehmen werden entschädigungslos ver-
staatlicht (sieben britische, ein amerikani-
sches). Britische Staatsbürger, deren Zahl im 
Laufe des Jahres 1972 von 7000 auf 3000 zu-
rückgegangen ist, könnten zwar bleiben, falls 
sie Lehrer und Ärzte sind, müßten aber nach 
Ablaufen ihrer Verträge auf die von Großbri-
tannien gezahlten Zuschläge verzichten.

19/XII: Der britische Außenminister Alex 
Dougla s -Home  protestiert gegen die Enteig-
nungen; er will die Frage vor die Vereinten 
Nationen bringen.

25/XII: In Kampala treffen 34 ägyptische In-
genieure und Ärzte ein, um die Plätze von 
ausgewiesenen Asiaten einzunehmen.

29/XII: Amin  erklärt, daß er auch die restli-
chen 1400 (meist katholischen) Missionare 
ausweisen wolle.

Äquatorial-Guinea

12-14/XI: Aus Äquatorial-Guinea nach Nige-
ria zurückkehrende nigerianische Landarbei-
ter berichten, daß mehr als 50 ihrer Landsleu-
te bei Demonstrationen, die sich gegen die 
für- die Gastarbeiter unbefriedigenden Ar-
beitsverhältnisse richteten, erschossen wor-
den seien.

VI. Zentralafrika

Burundi

1/XII: Belgien beschließt, seine Militärhilfe 
an Burundi bis Ende 1973 völlig einzustel-
len.

Rwanda

Oktober; Präsident Mobutu  Sese  Seko  von 
Zaire kündigt, für den 27/X ein Dreiertreffen 



in Zaire zwischen ihm, dem ugandischen 
Staatschef Amin  und dem rwandischen Präsi-
denten Gregoire Kayiba nda  an, das dem Ab-
bau der Spannungen zwischen Uganda und 
Rwanda dienen soll.

Anfang Dezember: Israel erhebt seine Vertre-
tung in Rwanda in den Rang einer Bot-
schaft.

Tschad

28/XI: Präsident Francois Tomba lbaye  gibt 
den Bruch des Tschad mit Israel bekannt. Da 
die Beziehungen zwischen Israel und dem 
Tschad seit 1960 immer freundschaftlich ge-
wesen waren, wird vermutet, daß Tombalbaye  
den Schritt auf Drängen Libyens und Alge-

riens hin unternommen habe. Bereits ein Jahr 
zuvor soll Khadafi  die muslimischen Stäm-
me im Tschad zum Aufstand angestachelt ha-
ben und auch in den mißglückten Staats-
streich gegen Tombalb aye  (August 1971) 
verwickelt gewesen sein. Außerdem hat Li-
byen dem Tschad finanzielle Unterstützung 
angeboten.

Zaire

Anfang Oktober: Präsident Mobutu  Sese  
Seko  bietet seinen Vermittlungsdienst im Kon-
flikt zwischen Uganda und Tansania (siehe 
unter „Uganda" und „Tansania") und zwi-
schen Uganda und Rwanda an (siehe unter 
„Rwanda").

VII. Südliches Afrika

Angola

13/XII: Die beiden Befreiungsbewegungen 
von Angola, die „Volksbewegung für die Be-
freiung Angolas" und die „Nationale Front 
für die Befreiung Angolas", schließen sich 
zum Hohen Befreiungsrat (CSLA) zusammen, 
um die militärische und politische Aktivität 
gegen Portugal auf höchster Ebene zu koordi-
nieren.

Mocambique

12/XII: Der presbyterianische Kirchenpräsi-
dent von Mocambique, Zedequias MANGAN- 
hela , nimmt sich unter dem Druck der Verhö-
re im Gefängnis das Leben. Er war politischer 
Vergehen beschuldigt und seit sechs Mona-
ten in Einzelhaft gehalten worden. Dieser 
Fall muß in Zusammenhang gesehen werden 
mit Massenverhaftungen presbyterianischer 
Gläubiger (mehr als 1800 Personen), die seit 
Monaten in Mocambique verfolgt und denen 
politische Vergehen vorgeworfen werden. 
Schon im Juli hatte sich ein Kirchenältester, 
Jose Sidum o , das Leben genommen.

Rhodesien

1/X: Ein dreimaliges Veto Großbritanniens 
verhindert im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen eine Resolution, durch die Großbri-

tannien zu nachdrücklicherem Handeln ge-
genüber Rhodesien aufgefordert wird.

Ende November/Ende Dezember: Nachdem 
sambischen Meldungen zufolge rhodesische 
Truppen nach Sambia eingedrungen sein sol-
len, dementiert Ministerpräsident Ian SMFTH 
solche Meldungen, betont aber, daß Rhodesi-
en Portugal im Kampf gegen die afrikani-
schen Befreiungsbewegungen unterstütze. 
Anfang Dezember meldet Rhodesien Übergrif-
fe von afrikanischen Guerillas auf rhodesi- 
sches Gebiet. Ende Dezember wird von 
„schlagartigem Zunehmen" der Guerillatätig-
keit an der Nordgrenze gesprochen.

Republik Südafrika —

Südwestafrika (Namibia)

8/X—3/XI: Der Ende September zum Sonder-
botschafter der Vereinten Nationen für Nami-
bia ernannte Schweizer Alfred Escher  be-
sucht die Republik Südafrika und Namibia 
(Südwestafrika), um mit der südafrikanischen 
Regierung Vorste r  über die Lösung der Na-
mibia-Frage zu sprechen und sich in Namibia 
(12—28/X) ein Urteil über die Volksmeinung 
zu bilden.

23/X: Die Regierung der Republik Südafrika 
übermittelt der EG-Kommission in Brüssel 
eine Note, in der sie den Wunsch nach enge-
ren Beziehungen zu den Europäischen Ge-
meinschaften ausdrückt. 1


